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»WIR SOLLTEN ACHTUNG HABEN VOR DER GEGENWÄRTIGEN STUNDE, VOR DEM HEUTIGEN TAG. WIE SOLL DAS KIND IMSTANDE SEIN, MORGEN ZU LEBEN, WENN WIR IHM HEUTE NICHT GESTAT-TEN, EIN VERANTWORTUNGSVOLLES, BEWUSSTES LEBEN ZU FÜHREN? (...) WIR SOLLTEN JEDEN EINZELNEN AUGENBLICK ACHTEN, DENN ER VERGEHT UND WIEDERHOLT SICH NICHT UND IM-MER SOLLTEN WIR IHN ERNST NEHMEN, SONST HINTERLÄSST ER SCHMERZLICHES BEDAUERN. (...) WENN ICH MIT EINEM KIND SPIELE ODER MICH MIT IHM UNTERHALTE, VERKNÜPFEN SICH ZWEI GLEICHWERTIG REIFE AUGENBLICKE SEINES UND MEINES LEBENS. (...)«

JANUSZ KORCZAK: DAS RECHT DES KINDES AUF ACHTUNG, (POLN. ERSTAUSGABE PRAWO DZIECKA DO SZACUNKU 1928)



Vorwort
Grundlage und Ausgangspunkt dieser Broschüre war das ge-

meinsame Papier »Datenschutz in der kirchlichen Kindertages-

stätte« der Diözese Rottenburg-Stuttgart, der Erzdiözese Frei-

burg und der Evangelischen Landeskirchen, das seit November 

2009 allen kirchlichen Kindertageseinrichtungen vorliegt. 

Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-Würt-

temberg dankt den Kirchen für die Bereitschaft, dieses Papier 

zusammen mit dem Kultusministerium, freien Trägerverbän-

den, dem Landesbeauftragten für den Datenschutz Baden-

Württemberg und den kirchlichen Datenschutzbeauftragten zu 

einer gemeinsamen Broschüre des Landes Baden-Württemberg 

weiter zu entwickeln. Damit zeigen alle Beteiligten, wie wichtig 

ihnen der Datenschutz in den Kindertageseinrichtungen ist. 

Allen, die mit der frühkindlichen Bildung und Erziehung be-

fasst sind, wünschen wir einen zugleich sensiblen und selbst-

verständlichen Umgang mit dem Datenschutz. Dabei möge 

diese Broschüre unterstützendend wirken, denn: Datenschutz 

ist Grundrechtsschutz. Datenschutz ist Kinderschutz.

Mit besten Grüßen

MARION V. WARTENBERG
Staatssekretärin im Ministerium für Kultus, Jugend  
und Sport des Landes Baden-Württemberg

beim Thema Datenschutz bestehen oft 

Unsicherheiten auf Seiten der Kinderta-

geseinrichtung wie der Eltern: Welche 

Daten dürfen erhoben werden? Wann 

brauche ich die Einwilligung der Eltern? 

Was muss beim Datenschutz überhaupt 

beachtet werden?

Datenschutz als Bildungsaufgabe verstehen ist ein Auftrag, der 

selbstverständlich werden soll, deshalb haben wir ihn in den 

Koalitionsvertrag geschrieben. Mit der Broschüre »Datenschutz 

in Kindertageseinrichtungen – zum Schutz des Kindes« wollen 

wir für den Datenschutz sensibilisieren und Sicherheit geben 

bei den vielen Fragen rund um den Datenschutz. Wir wollen 

damit das Datenschutzbewusstsein stärken und Unsicherhei-

ten im Umgang mit Daten vermeiden helfen. Datenschutz und 

Pädagogik nicht als Gegensatzpaar zu sehen, sondern als sich 

ergänzende Leitlinien ist uns ein wichtiges Anliegen. 

Diesem Anliegen wollen wir mit dieser Broschüre Rechnung 

tragen, die wir allen Tageseinrichtungen für Kinder zur Verfü-

gung stellen. Sie ist verknüpft mit dem »Orientierungsplan für 

Bildung und Erziehung in baden-württembergischen Kinder-

gärten und weiteren Kindertageseinrichtungen« (www.kinder-

garten-bw.de), der allgemeine Ausführungen zum Datenschutz 

enthält. Dort wird auf die vorliegende Broschüre hingewiesen, 

die relevante Punkte zum Datenschutz vertieft. Die Verantwor-

tung der jeweiligen Träger bzw. Einrichtungen, ein entspre-

chendes Datenschutzkonzept zu erstellen und umzusetzen, soll 

gestärkt werden.
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Liebe Leserinnen und Leser,
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Worum es geht

LANDESDATENSCHUTZGESETZ

Erster Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Aufgabe des Gesetzes
»Aufgabe dieses Gesetzes ist es, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch die Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten durch öffentliche Stellen in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird.«

Gesetz zum Schutz personenbezogener Daten (Landesdatenschutzgesetz – LDSG) in der Fassung vom 18. September 2000 (GBl. S. 648)1, zuletzt geändert durch  Gesetz vom 7. Februar 2011 (GBl. S. 43)

Wenn in den nachfolgenden Ausführungen von »Eltern« die Rede 

ist, sind immer die Personensorgeberechtigten gemeint. Wenn in 

dieser Handreichung von Erzieherinnen und Erziehern gesprochen 

wird, sind wie im Orientierungsplan das gesamte pädagogische 

Fachpersonal oder die Kindheitspädagogen zu verstehen.
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Worum es geht
Die Gesetze, die die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung 

personenbezogener Daten zulassen, sind aus Gründen des 

überwiegenden Allgemeininteresses erlassen worden. 

Für eine kompetente Arbeit in der Kindertageseinrichtung ist 

es notwendig, mit personenbezogenen Daten umzugehen. Es 

muss den Eltern allerdings transparent gemacht werden, warum 

dies so ist und wie das konkret geschieht. Die Broschüre hilft 

allen Beteiligten dabei, verantwortungsvoll und besonnen mit 

dem Thema umzugehen.

Da unterschiedliche Träger Kindertageseinrichtungen betrei-

ben (Kommunen, Kirchen, Private), wird es Situationen geben, 

für die diese Broschüre die jeweiligen Vorgaben des Daten-

schutzes im Ergebnis nur annähernd darstellt; beispielsweise 

darf das Erheben personenbezogener Daten nicht immer auf 

eine Einwilligung gestützt werden. Bleiben Fragen offen und 

in Zweifelsfällen ist es sinnvoll, sich an den jeweils zuständigen 

Datenschutzbeauftragten zu wenden. 

Die Einhaltung und die Umsetzung des Datenschutzes ist in 

ihrem Kern nichts anderes als die Respektierung des Persön-

lichkeitsrechts von Erzieherinnen und Erziehern, Eltern und 

Kindern. Kinder sind Träger eigener Rechte, die in der UN-

Kinderrechtskonvention (Übereinkommen über die Rechte des 

Kindes) niedergelegt sind. Datenschutz ist Schutz für das Kind, 

Datenschutz ist Schutz für die Familie, Datenschutz ist Schutz für 

den Träger und die Einrichtung: Somit ist Datenschutz nicht nur 

ein rechtliches, sondern auch ein pädagogisches Anliegen. In der 

dritten erweiterten Auflage wurden Rückmeldungen von Kinder-

tageseinrichtungen, Trägern und Trägerverbänden aufgegriffen.

DIE REDAKTION 

Kindertageseinrichtungen unterstützen Familien und Kinder, 

indem sie kompetent Bildung, Erziehung und Betreuung anbie-

ten. Diese Arbeit basiert auf einer partnerschaftlichen Bezie-

hung zwischen den pädagogischen Fachkräften, den Eltern und 

den Trägern der Kindertageseinrichtungen sowie den Kom-

munen, den Kirchen und freien Trägern. Kindertageseinrich-

tungen leisten damit einen wichtigen gesellschaftlichen Beitrag 

innerhalb des gesetzlichen Förderauftrags. Dabei werden Daten 

des Kindes und seiner Familie erhoben, verarbeitet und genutzt. 

Mit dieser Broschüre wird den pädagogischen Fachkräften eine 

Handreichung zum Datenschutz gegeben. Ebenso erhalten die 

Eltern Informationen darüber, wie es um den Datenschutz in ih-

rer Kindertageseinrichtung bestellt sein muss. Es werden daten-

schutzrechtliche Fragen anhand verschiedener Fallbeispiele erläu-

tert, wie z. B. zum Themenbereich Fotos und Filme. Außerdem 

werden Formulierungsvorschläge für Einwilligungserklärungen 

vorgestellt, um den Datenschutz, z. B. im Zusammenhang mit 

der Dokumentation der Kindertageseinrichtung, auf solide Bei-

ne zu stellen. Unabhängig davon hat der Träger technische und 

organisatorische Maßnahmen zum Datenschutz zu treffen. 

Werden personenbezogene Daten verarbeitet, ist der Betrieb so 

zu organisieren, dass er den besonderen Anforderungen des Da-

tenschutzes gerecht wird. Das Grundrecht auf informationelle 

Selbstbestimmung bedeutet, dass jeder selbst bestimmt, welche 

seiner persönlichen Daten wie verwendet werden dürfen. Das 

Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung ist in der 

Würde des Menschen und im grundgesetzlich garantierten Per-

sönlichkeitsrecht begründet. Das Recht auf Datenverarbeitung 

kann sich aus einem Gesetz, aus einer Einwilligungserklärung 

oder auf Grund von Vertragsbeziehungen ergeben.
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Informationen  
für Eltern und Sorgebe

rechtigte

Warum werden überhaupt Daten erhoben? 
Eine Kindertageseinrichtung muss über die Aufnahme der 

Kinder entscheiden. Sie hat zur Aufgabe, die Kinder entspre-

chend ihrer sozialen, emotionalen, körperlichen und geistigen 

Entwicklung zu fördern. Bei der Erziehung, Bildung und Be-

treuung der Kinder orientieren die Erzieherinnen und Erzieher 

ihre Angebote am Alter, am Entwicklungstand, an den sprachli-

chen und sonstigen Fähigkeiten, an der Lebenssituation, an der  

 

 

ethnischen Herkunft sowie an den Interessen und Bedürfnissen 

der einzelnen Kinder. Um diese Aufgabe erfüllen zu können, 

benötigen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Kinder-

tageseinrichtungen Informationen über das Kind, die Eltern 

und gegebenenfalls weitere Familienmitglieder (personenbezo-

gene Daten).

Warum dürfen Daten überhaupt erhoben werden?

Das Datenschutzrecht erlaubt der Kindertagseinrichtung für be-

stimmte Zwecke Daten von Ihnen, Ihrem Kind oder Ihrer Fa-

milie zu erheben. Die Erhebung ist auf die zur Umsetzung des 

Betreuungsverhältnisses erforderlichen Daten zu beschränken.

 

Soweit darüber hinaus noch Bedarf an personenbezogenen Daten 

besteht (z. B. zur Umsetzung besonderer pädagogischer Konzep-

te), dürfen diese nur mit Ihrer Einwilligung erhoben werden (so-

weit ein Erheben auf Grundlage einer Einwilligung zulässig ist).

Was geschieht mit den Daten? 

Diese personenbezogenen Daten werden in Akten oder Datei-

en gespeichert. Dabei wird streng darauf geachtet, dass nur be-

fugte Personen Zugang zu diesen Daten haben.

Nachdem Ihr Kind die Einrichtung verlassen hat, werden die-

se Daten gelöscht bzw. vernichtet. Nur wenn berechtigte oder  

 

rechtliche Interessen berücksichtigt werden müssen (z. B. bei 

gewährten Fördermaßnahmen), dürfen Daten länger aufbe-

wahrt bzw. weitergegeben werden, wenn es dafür eine Rechts-

grundlage gibt oder Eltern eingewilligt haben. 
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Informationen  
für Eltern und Sorgebe

rechtigte

Übereinkommen über die Rechte des Kindes 

(Convention on the Rights of Child)

UN-Kinderrechtskonvention 

Artikel 16; Schutz der Privatsphäre und Ehre 

(1) Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen 

in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung oder seinen 

Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner 

Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden.

(2) Das Kind hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche 

Eingriffe oder Beeinträchtigungen.

Amtliche Übersetzung vom 20. November 1989

Von der Bundesrepublik Deutschland unterzeichnet am 6. März 

1992 (Zustimmung von Bundestag und Bundesrat durch Gesetz 

vom 17. Februar 1992 – BGB1. II S.121)

Hinterlegung der Ratifikationsurkunde beim Generalsekretär der 

Vereinten Nationen am 5. April 1992 für Deutschland in Kraft 

getreten (Bekanntmachung vom 10. Juli 1992 – BGBl. II S. 990).

Haben Sie ein Recht auf Auskunft?

Sie dürfen immer wissen, was mit Ihren Daten geschieht. Sie 

haben das Recht auf Auskunft zu den Daten, die zu Ihrer Per-

son und, wenn Sie personensorgeberechtigt sind, zu Ihrem 

Kind gespeichert werden. Der Träger ist verpflichtet, die ent-

sprechenden Regelungen einzuhalten. 

Die pädagogischen Fachkräfte geben Ihnen diese Auskünfte 

gerne. Sie informieren Sie in den regelmäßigen Elterngesprä-

chen über die Ergebnisse und Erkenntnisse, Interessen und den 

Entwicklungsfortschritt Ihres Kindes.

 

 

 

 

Wenn Informationen an andere Stellen (z. B. im Rahmen der 

Kooperation mit der Grundschule oder im Zusammenhang mit 

der Einschulungsuntersuchung) weitergegeben werden sollen, 

informieren Sie die pädagogischen Fachkräfte umfassend, um 

welche Daten es geht, wer die Empfänger der Daten sind und 

welche Entscheidungen anhand der Daten getroffen werden sol-

len. Hierfür wird Ihre schriftliche Einwilligung eingeholt, falls 

nicht ein Gesetz verlangt, dass diese Daten übermittelt werden. 

Wen können Sie ansprechen?

Verantwortlich für den Umgang mit den personenbezogenen 

Daten ist die Leitung der Kindertageseinrichtung. Wenn Sie 

 

Fragen zum Umgang mit Ihren Daten oder denen Ihres Kindes 

haben, können Sie diese jederzeit ansprechen. 

Warum werden Sie gelegentlich auch um eine Einwilligung gebeten?

Gelegentlich werden die pädagogischen Fachkräfte an Sie mit 

der Frage herantreten, ob Sie weitere personenbezogene Daten 

mitteilen wollen, um z. B. bestimmte pädagogische Konzepte 

umzusetzen. Genaueres hierzu wird in der Ihnen ausgehändig-

ten Einwilligungserklärung erläutert. Mit der Unterzeichnung der  

 

Einwilligungserklärung stimmen Sie dieser Vorgehensweise zu. 

Dabei gilt: Eine einmal gegebene Einwilligungserklärung kön-

nen Sie jederzeit widerrufen (am besten schriftlich gegenüber 

der Leitung der Kindertageseinrichtung oder dem Träger).
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Merkblatt 

für Erzieherinnen und 
Erzieher über den  

Datenschutz in Kindert
ageseinrichtungen

Worum geht es? 
Eltern vertrauen ihr Kind der Kindertageseinrichtung freiwil-

lig an. Sie bringen damit den pädagogischen Fachkräften, aber 

auch dem Träger, ein besonderes Maß an Vertrauen entgegen. 

Durch tagtägliche Beobachtung, die kindliche Vertrauensselig-

keit, mit der Kinder sich äußern, und durch Fragen und Gesprä-

che erfahren die pädagogischen Fachkräfte sehr viel über das 

Kind und seine familiäre Umgebung. Aber auch Eltern wenden 

sich mit weiteren Informationen über sich und ihr Kind oder 

ihre Kinder vertrauensvoll an die Erzieherinnen und Erzieher. 

Erfolgreiche Bildungs- und Erziehungsarbeit gelingt nur dann, 

wenn Stärken und Schwächen der Kinder und familiäre Um-

stände gemeinsam besprochen werden können.

 

Eltern müssen sich dabei auf die Verschwiegenheit der Erziehe-

rinnen und Erzieher verlassen können.

Der Gesetzgeber hat dem Rechnung getragen. Daten, die im Zu-

sammenhang mit persönlicher oder erzieherischer Hilfe verwen-

det werden, genießen einen besonderen Vertrauensschutz, den 

die Erzieherinnen und Erzieher beachten müssen. Aber nicht nur 

in Erziehungsfragen, sondern ganz grundsätzlich hat der Gesetz-

geber jedem die Befugnis eingeräumt, selbst über die Verwen-

dung seiner Daten zu bestimmen. Ohne Rechtsgrundlage dürfen 

keine Daten verarbeitet werden. Dieses Merkblatt führt auf, was 

Kindertageseinrichtungen dabei zu beachten haben.

Was sind personenbezogene Daten?

»Personenbezogene Daten« sind alle Angaben, die sich Personen –  

also Kindern, Eltern, Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern – zu-

ordnen lassen. Dazu gehören nicht nur die Anschrift, sondern 

auch Beobachtungen, die von der Erzieherin oder dem Erzieher  

 

in Berichten festgehalten werden. Auch wertende Aussagen  

(z. B. zur Schulbereitschaft und Schulfähigkeit) oder Videoauf-

zeichnungen sind »personenbezogene Daten«.



10   DATENSCHUTZ IN KINDERTAGESEINRICHTUNGEN

Merkblatt 

für Erzieherinnen und 
Erzieher über den  

Datenschutz in Kindert
ageseinrichtungen

Was darf im Aufnahme- bzw. Betreuungsvertrag gefragt werden?

Im Aufnahmevertrag, auch Betreuungsvertrag genannt, darf 

nach folgenden Angaben gefragt werden:

:: �Name, Geburtstag und Anschrift des Kindes

:: �Datum der (noch) bedeutsamen Tetanusimpfungen des Kindes

:: �Anschrift und Telefonnummer des Hausarztes des Kindes

:: �Name und Anschrift von Eltern sowie die Telefonnummern, unter 

denen diese im Notfall zu erreichen sind

:: �Namen und Geburtstage der Geschwister, wenn die Gebühr der  

Kindertageseinrichtung von deren Anzahl und Alter abhängt

:: �Konfession (in einer evangelischen oder katholischen Tageseinrichtung)

:: �Krankheiten, die der Kindertageseinrichtung bekannt sein sollten,  

um ggf. angemessen und richtig reagieren zu können (z. B. Diabetes,  

Asthma, epileptische Anfälle).

 

Für den Aufnahme- bzw. Betreuungsvertrag müssen vom Träger 

auf Rechtskonformität geprüfte Formulare verwendet werden. 

All diese Angaben sind für den reibungslosen Ablauf erforder-

lich und dürfen im Zusammenhang mit dem Aufnahme- bzw. 

Betreuungsvertrag erhoben werden. 

An die Erhebung zusätzlicher Daten im Aufnahme- bzw. Be-

treuungsvertrag (z. B. Krankenkasse der Eltern, Staatsangehörig-

keit von Kindern und deren Eltern, Bildungsstand, Beruf oder 

Erwerbstätigkeit der Eltern) ist ein strenger Maßstab anzulegen. 

Werden solche zusätzlichen Daten erhoben, muss der Träger der 

Kindertageseinrichtung im Aufnahme- bzw. Betreuungsvertrag 

begründen, welchen Zweck sie erfüllen sollen und warum gerade 

diese zusätzlich zu erhebenden Daten erforderlich sind. Beispiels-

weise kann die Berufstätigkeit ein Kriterium für eine Ganztages-

betreuung sein, worüber dann ein Nachweis verlangt werden darf. 

Was sind besonders sensible Daten?

Es gibt besonders sensible Daten, die in den Datenschutzgeset-

zen aufgeführt werden und die – wenn überhaupt – nur nach 

zusätzlicher Prüfung und Begründung erhoben und gespeichert 

werden dürfen (z. B. Gesundheitsdaten).
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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 

I. Die Grundrechte

Art. 2 Abs. 1 GG
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die  verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetzt verstößt.Art. 1 Abs. 1 GG

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu  schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

Ausfertigungsdatum: 23.05.1949
»Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundes- gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlichten bereinig-ten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2010 (BGBl. I S. 944) geändert worden ist«.



Wie verhält es sich mit den Beobachtungsbögen und mit der  
Bildungs- und Entwicklungsdokumentation, die die Erzieherinnen  
und Erzieher zum Kind anlegen wollen?

Die Erzieherinnen und Erzieher müssen auf Grund des Betreu-

ungsverhältnisses ihre Tätigkeit dokumentieren. Soweit darü-

ber hinaus Bildungs- und Entwicklungsdokumentationen ange-

legt werden, muss dies im Aufnahme- bzw. Betreuungsvertrag 

geregelt werden. Die Bildungs- und Entwicklungsdokumenta-

tion kann Hinweise auf erkannte Interessen des Kindes, aber 

auch auf besondere Stärken und Talente bzw. auf Förderbedarf 

liefern und somit auch im Interesse der Eltern liegen.

Die Kindertageseinrichtung erläutert den Eltern ganz kon-

kret den Einsatz und die Bedeutung von Bildungs- und  

 

 

 

Entwickungsdokumentationen für die Begleitung und Förde-

rung der Entwicklung ihres Kindes und für die partnerschaftli-

che Zusammenarbeit mit ihnen. 

Die Bildungs- und Entwicklungsdokumentation beruht auf der 

freien Entscheidung der Eltern. Diese freie Entscheidung darf 

auch nicht dadurch eingeschränkt werden, dass die Kinder-

tageseinrichtung die Einwilligung zur Voraussetzung für eine 

Aufnahme macht. Wenn Eltern keine solche Bildungs- und Ent-

wicklungsdokumentation wollen, ist dies von der Kindertages-

einrichtung zu respektieren. 

Was ist mit Auskünften im Zusammenhang mit den Beobachtungsbögen 
und mit der Bildungs- und Entwicklungsdokumentation?

Die Eltern haben jederzeit das Recht auf Auskunft über alle zu 

ihrer Person oder zu ihren Kindern gespeicherten Daten, elekt-

ronisch oder in Akten. Insbesondere können Beobachtungsbö-

gen von diesem Recht auf Auskunft nicht ausgenommen wer-

den. Auch dies verlangt eine objektive Dokumentation, die ggf. 

zu schulen ist. Der Inhalt von Beobachtungsbögen sowie von 

Bildungs- und Entwicklungsdokumentationen darf nur den  

 

Erzieherinnen und Erziehern und den betroffenen Eltern be-

kannt sein. Eine Kenntnisnahme durch weitere Personen oder 

Stellen ist nur zulässig, wenn und soweit die Eltern dem schrift-

lich zustimmen. Dies gilt auch für Fachberatungen der Kinder-

tageseinrichtung und für die kooperierende Schule.

Was ist mit der schriftlichen Planung der pädagogischen Arbeit? 

Schriftliche Ausarbeitungen der Fachkräfte für die Planung der 

pädagogischen Arbeit, wie z. B. Vorbereitungen zu bestimmten 

Rollenspielen, einem naturwissenschaftlichen Experiment mit 

einer Kindergruppe, einem Besuch im Seniorenheim, der Or-

ganisation eines Elternabends oder eines Vorlesenachmittags, 

sind interne Arbeitsunterlagen der Erzieherin oder des Erzie-

hers und der Kindertageseinrichtung. Auch persönliche Noti-

zen zur Gedächtnisstütze sind zulässig und können gegebenen-

falls zur Vorbereitung von Entwicklungsgesprächen mit Eltern 

herangezogen werden. Hierzu besteht kein Auskunftsrecht der  

 

Eltern. Diese Unterlagen müssen ebenfalls vor Einsichtnahme 

durch Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern oder anderen Per-

sonen  geschützt werden. Insbesondere dürfen sie nicht offen 

herumliegen. 

Insgesamt muss das Thema »Aktenführung« – einschließlich 

Handakten und elektronische Akten – zwischen Träger und 

Einrichtung geklärt sein und dem Datenschutz gerecht werden. 

12   DATENSCHUTZ IN KINDERTAGESEINRICHTUNGEN
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Wer erfährt, wie viel Eltern verdienen?

Bei einkommensabhängigen Beiträgen muss der Träger der 

Kindertageseinrichtung durch technische und organisatorische 

Maßnahmen dafür sorgen, dass nur die Personen Kenntnis der  

 

 

Beitragsstufen erlangen, in deren Aufgabenbeschreibung die 

Abrechnung von Kindergartenbeiträgen aufgeführt ist.

Für wen gilt die Verpflichtung auf das Datengeheimnis?

Das Datengeheimnis gilt für alle Personen, die Umgang 

mit oder Zugang zu personenbezogenen Daten haben. 

Das betrifft auch Praktikantinnen und Praktikanten sowie  

 

hospitierende Eltern beziehungsweise auch Ehrenamtliche  

(siehe Seite 22).

Was ist bei der Einwilligungserklärung zu beachten?

Einwilligungserklärungen müssen so konkret wie möglich auf 

den Einzelfall bezogen sein. Die Einwilligung des Betroffenen 

ist nur wirksam, wenn sie auf dessen freier Entscheidung beruht. 

Einwilligungen dürfen nur mit vom Träger bereitgestellten 

 

 

 

 

 

rechtskonformen Formularen eingeholt werden. Einwilligungs-

erklärungen sind nur dann sinnvoll, wenn die Kindertagesein-

richtung auch eine Ablehnung akzeptieren kann.
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Ist Datenweitergabe erlaubt, um Mehrfachanmeldungen zu erkennen?

Träger und Einrichtungen wollen oftmals im Rahmen der kom-

munalen Bedarfsplanung Mehrfachanmeldungen erkennen und 

die Anmeldedaten der einzelnen Kinder austauschen. Dies ist 

nur mit ausdrücklicher Einwilligung der Eltern möglich. Wenn  

eine Einwilligung gegeben wurde, muss sich der Austausch  

der Daten auf eine Liste mit Geburtstag und Straßenname  

beschränken. Manche Kommunen haben insbesondere in Zu-

sammenhang mit der Aufnahme von Kindern unter drei Jahren 

zentrale Anmeldeverfahren entwickelt, die datenschutzrechtli-

chen Vorgaben entsprechen müssen.

 

Was tun, wenn das Wohl eines Kindes gefährdet erscheint?

Bestehen aus Sicht einer Erzieherin oder eines Erziehers der 

Kindertageseinrichtung gewichtige Anhaltspunkte für die 

Gefährdung des Wohls eines Kindes, hat sie bzw. er zusam-

men mit mindestens einer weiteren Fachkraft, die in Fällen der 

Kindeswohlgefährdung erfahren sein muss, eine Gefährdungs-

einschätzung vorzunehmen. Hierbei sollen die Eltern und das 

Kind einbezogen werden, sofern damit keine weitere Gefähr-

dung des Kindes verbunden ist. Erfolgt keine Einbeziehung der 

Eltern oder des Kindes, ist den weiteren Fachkräften der Fall 

nur anonym oder mit Hilfe eines Pseudonyms zu schildern.

Ergibt die Gefährdungseinschätzung, dass eine Gefährdung be-

steht und diese nicht anders (z. B. durch eigene Bemühungen 

der Eltern) abgewendet werden kann, hat die Kindertagesein-

richtung bei den Eltern darauf hinzuwirken, dass diese die ge-

eigneten Hilfen in Anspruch nehmen. Nach Möglichkeit sollen 

hierüber verbindliche Absprachen getroffen werden.

Wenn die Eltern die Hilfen ablehnen oder wenn aus Sicht der 

Kindertageseinrichtung die Hilfen nicht im erforderlichen Um-

fang in Anspruch genommen werden oder wenn ungewiss ist, 

ob sie ausreichen, hat die Kindertageseinrichtung das Jugend-

amt hierüber sowie über die Gefährdungseinschätzung und die 

bisherige Vorgehensweise zu informieren, damit das Jugendamt 

gegebenenfalls weitere Maßnahmen veranlassen kann. Dies er-

gibt sich aus § 8a SGB VIII. 

Eine Arbeitshilfe zur Umsetzung des Schutzauftrags nach § 8a 

SGB VIII hält der Paritätische Baden-Württemberg auf seinen 

Internet-Seiten (www.paritaet-bw.de) zum Herunterladen oder 

Bestellen bereit, indem man in der Suchfunktion den Dateina-

men »Arbeitshilfe_Kinderschutz.pdf« eingibt.
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Was ist mit Ton- und Videoaufzeichnungen?

Ton- und Videoaufzeichnungen sind für das Kind erhebliche 

Eingriffe in dessen Persönlichkeitsrecht und nicht zwangsläu-

fig Bestandteil der Bildungs- und Entwicklungsdokumentation 

(siehe hierzu auch die Ausführungen im Orientierungsplan für 

Bildung und Erziehung).

Die Notwendigkeit von Ton- und Videoaufzeichnungen muss 

genau begründet werden, insbesondere, warum Beobachtun-

gen und deren schriftliche Dokumentation nicht ausreichen. 

Aufzeichnungen können zwar helfen, individuelle Verhaltens-

muster besser zu erkennen, um so bestimmte Unterstützungs- 

und Fördermaßnahmen zu ergreifen. Dennoch bedarf es immer 

der freiwilligen Einwilligung der Eltern, wobei zu beachten ist, 

dass Eltern die einmal gegebene Einwilligungserklärung jeder-

zeit widerrufen können. Die entsprechende Einwilligungserklä-

rung muss folgende Fragen beantworten: 

 

Aus welchem Anlass und in welchem Zeitraum werden Ton-  

und Videoaufzeichnungen gemacht?

Welchen Personen werden die Aufzeichnungen vorgeführt?

Wie lange werden die Aufzeichnungen gespeichert?

Es sind ausschließlich die vom Träger auf Rechtskonformität 

geprüften Formulare zu verwenden. 

Die Aufzeichnungen sind nach Möglichkeit so anzufertigen, 

dass andere Kinder nicht aufgenommen werden. Ist dies nicht 

möglich, ist auch die Einwilligung der betroffenen Eltern ein-

zuholen. Auf Verlangen sind die Aufzeichnungen den Eltern 

vorzuführen. 

Auch Aufzeichnungen aus dem Alltag einer Kindertagesein-

richtung, z. B. im Zusammenhang mit Projekten, bedürfen der 

rechtzeitigen Ankündigung und Einwilligung. Das gilt auch, 

wenn die Ton- und Videoaufzeichnungen vorgeführt werden 

sollen. In diesem Fall muss vorab geprüft werden, ob Kinder 

in unvorteilhafter Weise aufgezeichnet wurden. Entsprechende 

Sequenzen sind zu löschen.
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Was ist mit Fotos?

Fotos dürfen immer nur mit der schriftlichen Einwilligung der 

Eltern gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn mit Hilfe 

der Fotos Einblicke in das Alltagsgeschehen der Kindertages-

einrichtung gewährt werden sollen. Fotos dürfen nur in der 

Kindertageseinrichtung selbst, keinesfalls im Außenbereich  

(Schaukasten), ausgehängt werden. Auf die Aushängepraxis in der 

Kindertageseinrichtung (z. B. Eingangsbereich) ist im Aufnahme- 

bzw. Betreuungsvertrag hinzuweisen. Eine Namensnennung im 

Zusammenhang mit Fotos sollte generell vermieden werden. 

Sollen Gruppenfotos an Eltern weitergegeben werden, ist dar-

auf zu achten, dass dies mit Einwilligung der Eltern geschieht, 

deren Kinder abgebildet sind. 

Kommt ein Fotograf zu einem Fototermin in die Kindertages-

einrichtung, sind die Eltern ebenfalls vorab zu informieren. Die 

Erzieherinnen und Erzieher achten darauf, dass nur die Kinder 

fotografiert werden, deren Eltern eingewilligt haben. Der Fo-

tograf ist vor dem Fototermin schriftlich darauf hinzuweisen, 

dass jede Verwendung der Fotos (Werbung, Ausstellung, Prä-

sentationen usw.) nur mit Einwilligung der Eltern zulässig ist. 

Auf Elternabenden oder bei Informationsveranstaltungen soll-

te das Fotografieren und Filmen thematisiert und insbeson-

dere auf die Problematik einer Veröffentlichung von Fotos im  

Internet hingewiesen werden. Fotos von fremden Kindern,  

 

 

auch wenn sie mit dem eigenen Kind abgebildet wurden, dür-

fen nicht ins Internet eingestellt werden. Dies kann zivilrecht-

liche und strafrechtliche Folgen auslösen. Hilfreich ist es auch, 

wenn Eltern diese Informationen auch an die Großeltern, sons-

tige Verwandte und Freunde weitergeben. 

Vor einem Kindergartenfest oder einer anderen Veranstaltung 

sollten die Besucher (etwa Eltern, Großeltern, Verwandte, Freun-

de) ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass das Persön-

lichkeitsrecht Dritter zu wahren ist. Dabei sollte insbesondere auf 

Folgendes hingewiesen werden: Wenn ein Foto ohne Zustim-

mung des Abgebildeten ins Internet eingestellt oder anderweitig 

veröffentlicht wird, wird das Recht am eigenen Bild verletzt.

 

Bei Festen und Veranstaltungen der Kindertageseinrichtung 

hat der Veranstalter des Festes das Hausrecht und kann – über 

den obigen Hinweis hinaus – den Ablauf regeln und auch fest-

legen, ob Fotos oder Filme gemacht werden dürfen. Wenn der 

Veranstalter (Träger der Kindertageseinrichtung) Einschrän-

kungen in Bezug auf Fotos und Filme macht, ist dies den Be-

suchern, insbesondere auch den Eltern, rechtzeitig vor Beginn 

der Veranstaltung bekannt zu geben. Wenn Eltern oder andere 

Besucher solche Einschränkungen nicht beachten wollen oder 

nicht beachten, kann der Träger der Kindertageseinrichtung 

diese auf Grund des Hausrechts durchsetzen, z. B. das Löschen 

der digitalen Fotos verlangen.
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Das Verfahren bei der Suche nach einem Betreuungsplatz für unter Dreijährige

Nach § 3 Abs. 2 a des Kindertagesbetreuungsgesetz Baden-Würt-

temberg (KiTaG) müssen Sie mindestens sechs Monate vor der 

beabsichtigten Inanspruchnahme einer Leistung die Gemeinde –  

und bei einer gewünschten Betreuung durch eine Tagespfle-

geperson den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe –  

darüber in Kenntnis setzen. Wenn Sie Ihren Bedarf nicht an- 

 

melden, könnte dies die Aufnahme in die von Ihnen bevorzug-

te Einrichtung erschweren. Die im Anmeldeverfahren gemach-

ten Angaben sind – soweit sie über die Bedarfsmeldung hin-

ausgehen – freiwillig. Diese Daten sind von der Gemeinde als 

zentrale Stelle zu löschen, sobald das Kind in einer Einrichtung 

verbindlich angemeldet und aufgenommen worden ist.

Kindertageseinrichtungen dürfen Fotos ausschließlich nach 

schriftlicher Einwilligung der Eltern ins Internet stellen. Die El-

tern müssen das betreffende Foto vorher sehen können und auf 

die Tragweite einer Veröffentlichung im Internet hingewiesen 

worden sein. Insbesondere ist auf das Risiko schriftlich hin- 

zuweisen, dass die im Internet eingestellten Fotos von Dritten 

heruntergeladen, kopiert und mit anderen Daten verknüpft 

werden können. Als Einwilligungserklärung sind ausschließlich 

die vom Träger auf Rechtskonformität geprüften Formulare zu 

verwenden.

Die Kooperation zwischen Kindertageseinrichtung und 

Grundschule erleichtert dem Kind den Übergang zwischen 

den beiden Bildungsinstitutionen. Z. B. wird im Rahmen der 

Einschulungsuntersuchung geklärt, in wie weit die Schulbereit-

schaft und die Grundschulfähigkeit gegeben sind oder welche 

Förderung ins Auge gefasst werden sollte. Soweit dazu Daten 

ausgetauscht werden, bedarf es der schriftlichen Einwilligung 

der Eltern. Die Einwilligung des Betroffenen ist nur wirksam, 

wenn sie auf dessen freier Entscheidung beruht. 

Bei der schriftlichen Einwilligung muss benannt werden: 

:: �Die Art der Daten, die von den Schulen elektronisch oder in Akten  

gespeichert werden,

:: �der Zweck der Speicherung,

:: �der Umfang des Einblicks in Beobachtungsbögen sowie in die Bildungs- 

und Entwicklungsdokumentationen (beispielsweise können die Eltern 

bestimmte Passagen ausschließen), 

:: �der Hinweis, dass die Verweigerung der Einwilligung keine negativen 

Folgen hat.

Die Termine, an denen Lehrerinnen und Lehrer oder die Schullei-

tung Kinder in der Kindertageseinrichtung beobachten, sind den 

Eltern vorab mitzuteilen. Sie sind vorher darüber zu informieren, 

wenn speziell im Hinblick auf ihr Kind Beobachtungen beraten 

werden sollen, um beispielsweise ergänzende Fördermaßnahmen 

zu ergreifen. Den Eltern muss ermöglicht werden, persönlich an 

den Beratungen teilzunehmen. Die Eltern werden darauf hinge-

wiesen, dass sie jederzeit bei der Grundschule Auskunft darüber 

verlangen können, welche Daten die Grundschule über ihre Kin-

der gespeichert hat und woher diese Daten kommen.

Dürfen Kindertageseinrichtungen Fotos im Internet veröffentlichen?

Was wird zwischen Kindertageseinrichtungen und Schule ausgetauscht?
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Was tun, wenn mit anderen Stellen kooperiert wird?

Wenn mehrere Personen oder Institutionen (Fachdienste, Ärz-

te, Therapeuten, Runder Tisch) mit der Kindertageseinrichtung 

zusammenarbeiten, bedeutet das für diese Kindertageseinrich-

tung einen erhöhten Organisations- und Abstimmungsbedarf 

auch bezüglich des Datenschutzes. Ist die Kooperation bereits 

bei der Aufnahme bekannt, können bereits im Aufnahme- bzw. 

Betreuungsvertrag die organisatorischen und verwaltungs- 

 

mäßigen Angelegenheiten geregelt werden, die zu einem direk-

ten Austausch berechtigen. Andernfalls ist dies nur mit Einwil-

ligung der Eltern möglich. 

Die Eltern haben auch bei Kooperationen das Recht, von jeder 

Stelle jederzeit Auskunft über die dort gespeicherten Daten zu 

erhalten.

Welche Daten darf der Elternbeirat bekommen?

Die Mitglieder des Elternbeirats unterstützen die Kindertages-

einrichtung und den Träger. Der Elternbeirat muss direkten 

Kontakt mit den Eltern aufnehmen können. Deshalb dürfen  

 

 

an den Elternbeirat Listen mit Name und Anschrift der Eltern 

weitergegeben werden. 

Welche Daten dürfen Fördervereine bekommen?

Personenbezogene Daten von Kindern, deren Eltern sowie 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dürfen nur dann an einen  

 

 

 

Förderverein übermittelt werden, wenn die Betroffenen einge-

willigt haben. 

Das Thema »Elternlisten«?

Oft wünschen Eltern eine Liste mit Namen und Anschriften 

anderer Eltern. Dem kann Rechnung getragen werden, indem 

man etwa bei Elternabenden eine Liste herumreicht, auf der 

sich die Anwesenden selbst eintragen. Sie entscheiden damit 

 

 

 

selbst, ob und welche Angaben sie eintragen wollen. Der Ver-

wendungszweck (Weitergabe der Liste an die Personen, die sich 

eingetragen haben) und die Freiwilligkeit eines Eintrags sind im 

Kopfbereich der Liste genau zu benennen.

Was tun, wenn Eltern hospitieren?

Die Hospitation durch Eltern ist allen Eltern rechtzeitig bekannt 

zu geben. Die hospitierenden Eltern sind auf die Wahrung des 

Datengeheimnisses schriftlich zu verpflichten. Es ist darauf zu  

 

achten, dass hospitierende Eltern keinen Zugang zu Unterlagen 

über die Kinder (z. B. Beobachtungsbögen, Entwicklungsbe-

richte, Kartei) erhalten.



Was passiert mit den Daten der gesundheitlichen Untersuchungen?

Auf Grund von Rechtsvorschriften finden gesundheitliche Un-

tersuchungen der Kinder statt. Darüber sind die Eltern unter 

Hinweis auf die Rechtsvorschriften rechtzeitig zu informieren.  

 

 

 

Dabei werden von allen beteiligten Stellen (insbesondere vom 

Gesundheitsamt) Datenschutz- und Verschwiegenheitsbestim-

mungen beachtet.

Gibt es gesetzliche Meldepflichten?

Es gibt gesetzliche Meldepflichten für den Träger von Kinder-

tageseinrichtungen, die den Betrieb der Einrichtung betreffen  

(z. B. Mitteilung von Qualifikationen). 

 

In Bezug auf Eltern und Kinder gibt es gesetzliche Meldepflich-

ten im Zusammenhang mit dem Infektionsschutzgesetz. 

Wie steht es mit mündlichen oder telefonischen  
Auskünften an Behörden und andere Personen?

An Personen, die nicht bekannt sind oder deren Identität nicht 

festgestellt werden kann, dürfen keine mündlichen oder telefo-

nischen Auskünfte erteilt werden. Auch dann nicht, wenn sie 

Titel, Ämter oder bestimmte Berufe (etwa Rechtsanwalt eines 

Elternteils, Richter in einem familienrechtlichen Verfahren)  

 

 

geltend machen. Im Zweifel muss durch Rückruf die Identität 

der Behörde oder der Person festgestellt werden. Liegen ge-

schäftliche oder gewerbliche Gründe vor, dürfen Daten nicht 

weitergegeben werden. 

Was ist mit dem nichtsorgeberechtigten Elternteil?

Daten über das Kind oder den sorgeberechtigten Elternteil dür-

fen nicht an den nichtsorgeberechtigten Elternteil weitergege-

ben werden. Bei gemeinsamer Sorge haben beide Sorgeberech- 

 

tigten das Recht auf Auskunft zu allen Daten des Kindes und 

zu allen eigenen Daten – nicht jedoch das Recht auf Auskunft 

zu Daten des anderen Sorgeberechtigten.

19   DATENSCHUTZ IN KINDERTAGESEINRICHTUNGEN
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Dürfen Daten für statistische Zwecke übermittelt werden?

Sind für Statistiken ausnahmsweise personenbezogene Daten 

notwendig, muss es dafür eine Rechtsgrundlage geben. Der 

Träger der Kindertageseinrichtung muss prüfen, ob ein sol-

ches Verlangen rechtmäßig ist. Im Zweifel muss der zuständige  

 

 

Datenschutzbeauftragte gefragt werden. Erhebungen, die im 

Rahmen der Kinder- und Jugendhilfestatistik durchgeführt 

werden, sind rechtmäßig (siehe §§ 98 bis 103 SGB VIII).

Wie lange werden Daten aufbewahrt?

Grundsätzlich gilt: Personenbezogene Daten, die nicht mehr 

erforderlich sind, sind zu löschen bzw. zu vernichten. Das gilt 

auch für die Daten der Kinder (und deren Eltern), die die Ein-

richtung verlassen haben. Sollen Daten länger aufbewahrt wer-

den, muss es dafür eine Rechtsgrundlage geben oder die Eltern 

müssen eingewilligt haben. Dies gilt unabhängig von der Art 

des Datenträgers (Papier, Festplatte, Netzwerk). 

Laufen Gerichtsverfahren oder sind Verwaltungsvorgänge noch 

nicht abgeschlossen, kann es sein, dass Daten für diesen länge-

ren Zeitraum aufbewahrt werden müssen. Das gilt auch, wenn 

aus bestimmtem Anlass Schadensersatzpflichten nicht auszu-

schließen sind oder Aufbewahrungspflichten bestehen. Die  

 

 

 

 

Dauer der Aufbewahrungspflicht richtet sich nach der dienstli-

chen Notwendigkeit und etwaigen Rechtsvorschriften. Archiv-

rechtliche Anforderungen sind zu beachten.

In all diesen Fällen – die zudem überprüft werden müssen – 

dürfen nur die dafür relevanten Datenarten weiter aufbewahrt 

werden, keinesfalls alle Daten. 

 

Zulässig ist, den Eltern anzubieten, Dokumentationen sowie 

Zeichnungen und andere Werke der Kinder mitzunehmen, 

wenn sie die Einrichtung verlassen; bei Ton- und Videoauf-

zeichnungen nur zu den Teilen, auf denen ausschließlich ihr 

Kind zu hören bzw. zu sehen ist. Beobachtungsbögen sowie 

Bildungs- und Entwicklungsdokumentationen, die nach Verlas-

sen der Einrichtung nicht ausgehändigt werden, sollen ein Jahr 

danach vernichtet werden.
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Wo findet man weitere grundlegende Informationen zum Datenschutz?

Unter www.baden-wuerttemberg.datenschutz.de sind das Landes- 

datenschutzgesetz und Hinweise dazu dargestellt sowie das Bun-

desdatenschutzgesetz und EU-Richtlinien zum Datenschutz.

Weitere Informationen sind zu finden unter www.datenschutz.de.

Kirchliche Datenschutzbeauftragte in Baden-Württemberg

Die kirchlichen Datenschutzbeauftragten sind zuständig für 

Datenschutzfragen im Hinblick auf kirchliche Angelegenheiten. 

Evangelische Kirche

Der Beauftragte für den Datenschutz der Evangelischen Kirche  

in Deutschland, Regionalverantwortlicher Außenstelle Süd

Dr. Axel Gutenkunst · Hirschstraße 4 · 89073 Ulm 

axel.gutenkunst@datenschutz.ekd.de

www.ekd.de/datenschutz

Katholische Kirche

Der Datenschutzbeauftragte für die Diözesen in  

Baden-Württemberg

Dr. Siegfried Fachet · Stafflenbergstraße 14 · 70184 Stuttgart

katholisches_buero_stuttgart@t-online.de

RECHT AUF INFORMATIONELLE SELBSTBESTIMMUNG 

Volkszählungsurteil 1983

»Wer nicht mit hinreichender Sicherheit überschauen kann, welche ihn betreffenden Informationen in bestimmten Berei-

chen seiner sozialen Umwelt bekannt sind, und wer das Wissen möglicher Kommunikationspartner nicht einigermaßen 

abzuschätzen vermag, kann in seiner Freiheit wesentlich gehemmt werden, aus eigener Selbstbestimmung zu planen oder 

zu entscheiden. Mit dem Recht auf informationelle Selbstbestimmung wären eine Gesellschaftsordnung und eine diese 

ermöglichende Rechtsordnung nicht vereinbar, in der Bürger nicht wissen können, wer was wann und bei welcher Gele-

genheit über sie weiß. Wer unsicher ist, ob abweichende Verhaltensweisen jederzeit notiert und als Information dauerhaft 

gespeichert, verwendet oder weitergegeben werden, wird versuchen, nicht durch solche Verhaltensweisen aufzufallen. […] 

Dies würde nicht nur die individuellen Entfaltungschancen des Einzelnen beeinträchtigen, sondern auch das Gemeinwohl, 

weil Selbstbestimmung eine elementare Funktionsbedingung eines auf Handlungsfähigkeit und Mitwirkungsfähigkeit sei-

ner Bürger begründeten freiheitlichen demokratischen Gemeinwesens ist. Hieraus folgt: Freie Entfaltung der Persönlichkeit 

setzt unter den modernen Bedingungen der Datenverarbeitung den Schutz des Einzelnen gegen unbegrenzte Erhebung, 

Speicherung, Verwendung und Weitergabe seiner persönlichen Daten voraus. Dieser Schutz ist daher von dem Grundrecht 

des Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG umfasst. Das Grundrecht gewährleistet insoweit die Befugnis des 

Einzelnen, grundsätzlich selbst über die Preisgabe und Verwendung seiner persönlichen Daten zu bestimmen.«

Bundesverfassungsgericht, BVerfGE 65, 1, Urteil vom 15. Dezember 1983, Az. 1 BvR 209, 269, 362, 420, 440, 484/83, Link: 

http://tlmd.in/u/88

 
Der mündige Bürger müsse wissen, »wer was wann und bei welcher Gelegenheit über ihn weiß«, hieß es in der Begründung.



Träger von Kindertageseinrichtungen haben die erforderlichen 

Vorkehrungen zum Datenschutz zu treffen. 

Werden personenbezogene Daten verarbeitet, ist der Betrieb 

so zu organisieren, dass er den besonderen Anforderungen des 

Datenschutzes gerecht wird.

Verpflichtung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern  
auf den Datenschutz: Was ist zu beachten?

Bei der Datenverarbeitung beschäftigte Personen1 dürfen per-

sonenbezogene Daten nur erheben, verarbeiten oder nutzen, 

soweit eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet oder 

soweit der Betroffene eingewilligt hat (Datengeheimnis).

Die Verpflichtung auf das Datengeheimnis besteht bei Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern der kommunalen Einrichtun-

gen kraft Gesetzes2. Bei Einrichtungen kirchlicher oder freier 

Träger muss eine schriftliche Verpflichtung erfolgen. Entspre-

chende Muster sind abrufbar unter www.kultusportal-bw.de. 

Verstöße gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen können 

als Ordnungswidrigkeit geahndet bzw. strafrechtlich verfolgt 

werden. Auch können sie Schadensersatzansprüche oder dienst- 

bzw. arbeitsrechtliche Folgen haben.

1] Dies gilt gegebenenfalls auch für Ehrenamtliche
2] Landesdatenschutzgesetz Baden-Württemberg

Merkblatt für Träger
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Wie kann man dem Recht der Eltern auf Auskunft  
zu gespeicherten Daten nachkommen?

Dem sogenannten Verfahrensverzeichnis – Verzeichnis der  

automatisierten Verfahren, mit denen personenbezogene  

 

Daten verarbeitet werden – können allgemeine Aussagen dazu 

entnommen werden.

Was muss im Aufnahme- bzw. Betreuungsvertrag berücksichtigt werden? 

Für den Aufnahmevertrag, auch Betreuungsvertrag genannt, 

müssen die vom Träger auf Rechtskonformität geprüften For-

mulare verwendet werden. Im Aufnahme- bzw. Betreuungs-

vertrag wird typischerweise die Identität der verantwortlichen  

 

 

Stelle aufgeführt, der Inhalt des Aufnahme- bzw. Betreuungs-

vertrags, die Entgelte und die Stammdaten. Einwilligungserklä-

rungen sind Anlagen zum Aufnahme- bzw. Betreuungsvertrag. 
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Worauf jedes Kind Rechte hat: 

:: Das Recht auf einen Namen und eine Staatsangehörigkeit

:: Das Recht auf Gleichheit

:: Das Recht auf Gesundheit

:: Das Recht auf Spiel, Freizeit und freie Teilnahme am kulturellen und künstlerischen Leben

:: Das Recht auf freie Meinungsäußerung und Informationsfreiheit

:: Das Recht auf gute Erziehung

:: Das Recht auf gute Bildung

:: Das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

:: Das Recht auf Schutz im Krieg

:: Das Recht auf Schutz vor Ausbeutung

:: Das Recht auf Familie und Fürsorge

:: Das Recht auf Betreuung bei Behinderung 

:: �Das Recht auf Schutz gegen willkürliche Eingriffe in sein Privatleben, seine Familie,  

seine Wohnung oder seinen Schriftverkehr oder seiner Ehre und seines Rufs

(UN-Kinderrechtskonvention 1989, siehe auch S. 9 und Orientierungsplan für Bildung und Erziehung in  
baden-württembergischen Kindergärten und weiteren Kindertageseinrichtungen S.105) 



Einwilligungserklärung:
INTERNE VERÖFFENTLICHUNGEN, FOTOS, DRUCKMEDIEN, VERÖFFENTLICHUNG 
VON DRUCKMEDIEN IM INTERNET

Fotos, die den Kindergartenalltag lebendig werden lassen, geben Eltern Einblicke und sind später schöne Erinnerungen. Wir verpflichten uns, 
Fotos, die das Kind/die Kinder unvorteilhaft abbilden zu löschen und nicht zu verwenden.

Die Einwilligung kann verweigert werden.  
Dieser Vordruck braucht nicht (unterschrieben) zurückgegeben werden, wenn keine Einwilligung erteilt wird.

01)	 Um mir/uns und anderen Erziehungsberechtigten Einblick in das Alltagsgeschehen und in Aktivitäten der Kindertageseinrichtung zu geben, 
willige/n ich/wir ein, dass zu diesem Zweck angefertigte Fotos*, auf denen mein/unser Kind alleine oder mit anderen Kindern abgebildet ist, 

in der Einrichtung ausgelegt bzw. aufgehängt werden:

[ ] JA      [ ] NEIN

02)	 Ich/wir willige/n ein, dass digitale Fotos, auf denen mein Kind mit anderen Kindern abgelichtet ist, an die Eltern der anderen Kinder 
ausgehändigt werden dürfen, wenn diese Fotos den Kindergartenalltag dokumentieren und zuvor im Kindergarten ausgehändigt wurden. 
Unbeschadet davon kann ich / können wir während der Aushängzeit gegenüber der Kindergartenleitung der Weitergabe von ausgehängten 
Bildern, auf denen mein / unser Kind abgelichtet ist, widersprechen. 

von meinem/unserem Kind anderen Erziehungsberechtigten ausgehändigt werden: 

[ ] JA      [ ] NEIN

Ich bin darüber informiert worden, dass die Veröffentlichung von Bildern anderer Personen ohne deren Zustimmung  
Schadenersatzansprüche auslösen kann. Insbesondere ist eine Veröffentlichung im Internet unzulässig. 

Hinweis: 
Zeitungen, aber auch die anderen unten genannten Druckmedien, können eventuell auch im Internet eingesehen und von dort herunter geladen werden. Auf im Internet veröffentlichte 

Informationen und Bilder kann weltweit zugegriffen werden und sie können von jedermann herunter geladen, gespeichert und mit anderen Daten zusammengeführt werden. Einmal im 

Internet veröffentlichte Informationen lassen sich kaum mehr daraus entfernen. 

03)	 Ich/Wir willige/n ein, dass im Zusammenhang mit Veranstaltungen der Kindertageseinrichtung 
(Feste, Aktionen, Projekte) in folgenden Druckmedien:

[ ] 	 Gemeindeblatt der Kommune			   [ ]      Orts- und Regionalteil der Tageszeitung

[ ] 	 Gemeindeblatt der Kirchengemeinde		  [ ]      Sonstiges

nachfolgende Fotos* meines/unseres Kindes 

veröffentlicht werden. Dabei muss ausgeschlossen sein, dass die Fotos im Internet veröffentlicht werden.

04)	 Ich/Wir willige/n in die Veröffentlichung in den oben angekreuzten Druckmedien auch dann ein,  
wenn dies eine Veröffentlichung im Internet bedeutet. 

[ ] JA      [ ] NEIN

Eine einmal gegebene Einwilligungserklärung können Sie jederzeit widerrufen (am besten schriftlich gegenüber der Leitung der  
Kindertageseinrichtung oder dem Träger).

Datum  |  Unterschriften1

1] Die Unterzeichnung hat immer durch alle vorhandenen Personensorgeberechtigten zu erfolgen, es sei denn, die  personensorgeberechtigten Eltern leben getrennt und das Kind  
hält sich mit Einwilligung des einen Elternteils oder auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei dem anderen Elternteil auf. In diesem Fall genügt die Unterschrift  
desjenigen Elternteils, bei dem sich das Kind aufhält.

KOPI ERVO RL AGE A

* ggf. Nr. angeben, Inhalt konkret beschreiben bzw. Ausdruck beifügen 



KOPI ERVORL AGE B

* Nr. angeben, Inhalt konkret beschreiben bzw. Ausdruck beifügen 

Einwilligungserklärung:
VERANSTALTUNGEN (DRUCKMEDIEN, WEBSITE)

Die Einwilligung kann verweigert werden.
Dieser Vordruck braucht nicht (unterschrieben) zurückgegeben werden, wenn keine Einwilligung erteilt wird.

Ich/Wir willige/n ein, dass im Zusammenhang mit folgender Veranstaltung

			   am

FOLGENDE DATEN: Vorname		

Nachname

Alter

nachfolgendes Foto* in der Gruppe

nachfolgendes Foto* alleine

meines/unseres Kindes bzw. meiner/unserer Kinder

in folgenden Druckmedien veröffentlicht werden:

[ ] 	 Gemeindeblatt der Kommune	                     [ ]     Orts- und Regionalteil der Tageszeitung

[ ] 	 Gemeindeblatt der Kirchengemeinde	                     [ ]     Sonstiges

Hinweis: 
Zeitungen, aber auch die anderen unten genannten Druckmedien, können eventuell auch im Internet eingesehen und von dort herunter geladen werden. Auf im Internet veröffentlichte 

Informationen und Bilder kann weltweit zugegriffen werden und sie können von jedermann herunter geladen, gespeichert und mit anderen Daten zusammengeführt werden. Einmal im 

Internet veröffentlichte Informationen lassen sich kaum mehr daraus entfernen. 

Ich/Wir willige/n ein, dass nachfolgende Fotos* 

auf folgender Website veröffentlicht werden: 	

[ ] 	 Website der Gemeinde		  [ ] 	 Website der Kirchengemeinde

[ ] 	 Website der Kindertageseinrichtung		  [ ] 	 Website

Ebenfalls willige/n ich/wir ein, dass folgende Daten mit veröffentlicht werden: 

[ ]  Vorname	                     [ ]  Nachname				    [ ]  Alter
	
Eine einmal gegebene Einwilligungserklärung können Sie jederzeit widerrufen (am besten schriftlich gegenüber der Leitung der Kindertages-
einrichtung oder dem Träger).

Datum  |  Unterschriften1

1] Die Unterzeichnung hat immer durch alle vorhandenen Personensorgeberechtigten zu erfolgen, es sei denn, die  personensorgeberechtigten Eltern leben getrennt und das Kind  
hält sich mit Einwilligung des einen Elternteils oder auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei dem anderen Elternteil auf. In diesem Fall genügt die Unterschrift  
desjenigen Elternteils, bei dem sich das Kind aufhält.



KOPI ERVO RL AGE C

Einwilligungserklärung:
ERFASSUNG VON DATEN ZUR BILDUNGS- UND ENTWICKLUNGSDOKUMENTATION

Eine Bildungs- und Entwicklungsdokumentation wird geführt, um jedes Kind bestmöglich in seiner Entwicklung begleiten und fördern zu 
können. Wir reflektieren dadurch unsere pädagogische Arbeit und können Ihnen fundierte Rückmeldungen zum Bildungs- und Entwick-
lungsstand Ihres Kindes aus unserer Sicht geben. 

In einer Bildungs- und Entwicklungsdokumentation werden von der Erzieherin bzw. dem Erzieher besondere Fähigkeiten, Interessensäuße-
rungen, Talente, Entwicklungsstände und Entwicklungsfortschritte dokumentiert, aber auch Hinweise, die in der einen oder anderen Hinsicht 
eine Förderung sinnvoll erscheinen lassen. Wir benötigen Ihre Einwilligung für das Führen einer der Bildungs- und Entwicklungsdokumen-
tation. Mit Ihrer Einwilligung werden wir auch geeignete Fotos aufnehmen. Alle Fotos in einer Bildungs- und Entwicklungsdokumentation 
eines anderen Kindes, auf denen Ihr Kind abgebildet ist, werden ggf. auch Bestandteil der Bildungs- und Entwicklungsdokumentation Ihres 
Kindes. Bei den Entwicklungsgesprächen oder bei sonstigen Gelegenheiten ist die Bildungs- und Entwicklungsdokumentation eine wichtige 
Grundlage, um die Entwicklung Ihres Kindes darzustellen und mit Ihren Erfahrungen zu vergleichen. Eine Weitergabe von Daten aus der 
Bildungs- und Entwicklungsdokumentation ihres Kindes erfolgt nur nach Rücksprache mit Ihnen und mit Ihrer schriftlichen Einwilligung.

Nach dem Ausscheiden des Kindes oder nach Widerruf Ihrer Einwilligung zur Führung einer solchen Entwicklungsdokumentation werden die 
bis dahin entstandenen Daten gelöscht bzw. vernichtet. Diese Pflicht zur Löschung bzw. Vernichtung bezieht sich allerdings nicht auf diejenigen 
personenbezogenen Daten, die wir auf Grund gesetzlicher oder vertraglicher Bestimmungen erheben, verarbeiten und/oder nutzen müssen.

Die Einwilligung kann verweigert werden. Dieser Vordruck braucht nicht (unterschrieben) zurückgegeben werden, wenn keine Einwilligung 
erteilt wird.

Einwilligung:		

Ich/Wir willige/n ein, dass für mein/unser Kind eine Bildungs- und Entwicklungsdokumentation (Portfolio) geführt wird:

[ ] JA      [ ] NEIN

Ich/Wir willige/n ein, dass für die Bildungs- und Entwicklungsdokumentation Fotos, die unser Kind zeigen, erstellt und verwendet werden:

[ ] JA      [ ] NEIN

Ich/Wir willige/n ein, dass Fotos, auf denen mein/unser Kind mit abgebildet ist, in der Bildungs- und  
Entwicklungsdokumentation eines anderen Kindes verwendet werden:

[ ] JA      [ ] NEIN

Ich/Wir willige/n ein, dass Fotos, auf denen mein/unser Kind mit abgebildet ist, und die in die Bildungs- und  
Entwicklungsdokumentation eines anderen Kindes aufgenommen worden sind, bei der Aushändigung dieser Bildungs- und  
Entwicklungsdokumentation an die Erziehungsberechtigten des anderen Kindes in der Dokumentation verbleiben dürfen:

[ ] JA      [ ] NEIN

Eine einmal gegebene Einwilligungserklärung können Sie jederzeit widerrufen (am besten schriftlich gegenüber der Leitung der Kindertages-
einrichtung oder dem Träger).

Datum  |  Unterschriften1

1] Die Unterzeichnung hat immer durch alle vorhandenen Personensorgeberechtigten zu erfolgen, es sei denn, die  personensorgeberechtigten Eltern leben getrennt und das Kind  
hält sich mit Einwilligung des einen Elternteils oder auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei dem anderen Elternteil auf. In diesem Fall genügt die Unterschrift  
desjenigen Elternteils, bei dem sich das Kind aufhält.



KOPI ERVORL AGE D

Einwilligungserklärung:
TON- UND VIDEOAUFZEICHNUNGEN

Im Rahmen der Bildungs- und Entwicklungsdokumentation eingesetzte Ton- und Videoaufzeichnungen dienen ausschließlich dem  
Zweck, Interessen, Fähigkeiten und den Entwicklungsverlauf Ihres Kindes / Ihrer Kinder zu veranschaulichen und so Hinweise für  
dessen / deren individuelle Förderung zu bekommen. Diese Informationen dienen ausschließlich für Beratungen in Entwicklungs- 
gesprächen mit Ihnen und den Erzieherinnen und Erziehern.

Die Ton- und Videoaufzeichnungen werden sicher geschützt vor unbefugten Zugriffen aufbewahrt. Eine Weitergabe der Ton- oder  
Videoaufzeichnungen an Dritte erfolgt nur nach Rücksprache mit Ihnen und mit Ihrer schriftlichen Genehmigung.

Ton- und Videoaufzeichnungen können Ihnen auf Anfrage nur zu den Teilen überlassen werden, auf denen ausschließlich Ihr Kind  
zu hören bzw. zu sehen ist.

Die Ton- und Videoaufzeichnungen werden umgehend gelöscht, wenn der Zweck, zu dem sie angefertigt wurden, erfüllt ist. Spätestens  
nach dem Ausscheiden Ihres Kindes oder nach Widerruf Ihrer Einwilligung zu Ton- oder Videoaufzeichnungen werden die bis dahin  
entstandenen Aufzeichnungen gelöscht, es sei denn, es sind rechtliche Pflichten zur weiteren Aufbewahrung entstanden.

Die Einwilligung kann verweigert werden. Dieser Vordruck braucht nicht (unterschrieben) zurückgegeben werden, wenn keine  
Einwilligung erteilt wird.

Einwilligung: 
 Ich/Wir willige/n ein, dass für mein/unser Kind bzw. meine/unsere Kinder

in folgendem Zeitraum

zu folgendem Zweck

Tonaufzeichnungen angefertigt werden:

[ ] JA      [ ] NEIN

Videoaufzeichnungen angefertigt werden: 

[ ] JA      [ ] NEIN

Eine einmal gegebene Einwilligungserklärung können Sie jederzeit widerrufen (am besten schriftlich gegenüber der Leitung der 
Kindertageseinrichtung oder dem Träger). 

Datum  |  Unterschriften1

1] Die Unterzeichnung hat immer durch alle vorhandenen Personensorgeberechtigten zu erfolgen, es sei denn, die  personensorgeberechtigten Eltern leben getrennt und das Kind  
hält sich mit Einwilligung des einen Elternteils oder auf Grund einer gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich bei dem anderen Elternteil auf. In diesem Fall genügt die Unterschrift  
desjenigen Elternteils, bei dem sich das Kind aufhält.
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